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Betr.: Antrag auf verleihung der Rechte einer Körperschaftdes öffentlichen Rechts

Sehr geehrte Damen und Herren!

rhren Antrag vgm ?-,April 1991 auf verreihung der Rechte
9i!"r Körperschaft aeä orrentlichen Rechts gemäß Art. J.4o GG,137 Abs. 5 litRv können wir nicht.entsprechen. wacrr eingehen_der Befalslng rnit rhren Argumenten, irobei wir insu"säna"rerhre ausführtlgn" sterlungnahme vom 20. Januar l-993 nochmal_seingehend würdigten, sehei.wir den Anspruch nicht füi oegrün-det an. Nachstehend die Gründe für unsäre Entscheidung:

1_: fhr Antrag stützt sich zunächst darauf, daß der$r-nrsterrat, der DDR (Amt für Kirchenfragen) am l_4 . vlärz l-990dgt I'Religionsgerneinschaft der zeugen ,lüuovas in der DDRrr diestaatl-iche Anerkennung ausgesprocnän hat, wonach dieRerigionsgemeinschaft rechlsfähig und refitimi"it--rü.a., auf
9:l.Grundlage des Art. 39 (2') aei verfasäung der DDR ihreTätigkeit auszuüben. Hieraus leiten sie ab, daß sie bereitsüber den Körperschaftsstatus verfügen.
Die vom Ministerrat der DDR ausgesprochene *Anerkennungrl
bedeutet jedoch keine rrVerleihung"-in sinne von Art. L4o cc,Art. l-37 Abs- 5 wRV. Denn der neöhtsstatus einer Körperschaftdes öffentlichen Rechts für eine Retigionsgemeinschait wardem Verfassungsrecht der DDR unbekannt.
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Aus dem hTortlaut der Erklärung des DDR-Ministerrats vom14. März L990 wird andererseits deutrich, daß ein solcherRechtsstatus über die sonstigen organisat,ionsformen desstaates hinaus nicht geschaffen weiden sollte. Die DDR-Regierung statuierte redigtich deklaratorisch, oän rrrreReligionsgemeinschaft rechtsfähig und regitimiert sei, sichim Rahmen der Rerigionsfreiheit äu betätigen. zumai vor dem
{i1!,9rgrund, daß rnit dieser Maßnahme vor ätlem das (bisherigefaktische) verbot der Religionsausübung aufgehoben werdensollte, lag es der DDR-Regierung also iern, neues Recht züsetzeni stattdessen wurde deklaratorisch Bezug genomrnen auftat'sächliche Entwicklungen und verhärtnisse. gs kann deshalbdahingestelLt bleiben, öb die Erklärung vom l-4. März 1990 ander überleitungsvorschrift des Art. t-9 Einig.r.,gr;;i-".g (EV)zu messen istr.oder ob, was nahe liegt, der potitische
charakter soweit irn Vordergrund stanä, daß därnit arsRegierungsakt eine seitens der staatrichen sterlen positive,
fördernde Haltung gegenüber fhrer Rerigrionsgemeinscüaft zumAusdruck gebracht werden solLte. *Tedenialls-ist durch dieseBrklärung nicht etwa ein den Staatsrecht der DDR unbekannterRechts-status singulär geschaffen worden.

Auch aus dem übergangsrecht des Einigungsvertrages ergebensich für Sie keine verbesserungen. Wie der Bundäsminiäter desrnnern in sej-ner sterlungnahne zum verleihungsantragi von
ADAss JrsRoEL ausführte, leitet Anlage 2 Kapitel rV AbschnittL, 5 EV das Kirchensteuergresetz-DDR über, das in S 2 Nr. L
und 2 bestimmten, enumerativ aufgezähIten odergeneralklauselartig erfaßten Retigionsgemeinschaften in
Anknüpfung an die gesamtdeutsche verfassungstradition
Körperschaftsrechte zuerkennt. Die Gesetzgebungshoheit über
das Kirchenrecht fä1tt nach der grundgesetzlichen
Kompetenzverteilung den Ländern zu. Für das
Kirchensteuerrecht regelt Art. 9 Abs. 5 Ev ausdrücklich, daßdieses nur in den i-n Art. 1Abs. 1EV genannten Neuländern,
nicht aber in Berlin, a1s Landesrecht fortgilt. Dement-
sprechend gilt in Berlin nach S 1 Abs. L, S 2 des Geset,zes
zur Vereinheitlichung d,es Berliner Landesrechts vom
28.9.1990 i. v. m. Anlage z Abschnitt 3 das Kirchensteuer-gesetz Berlins ab dem L. Januar L99t auch im ostteil der
stadt nit der Forge, daß das Kirchensteuergesetz-DDR in-
soweit keine Geltung hat. Gegen eine eventuelle entspreehende
Anwendung des Kirchensteuergesetzes-DDR auf Ihre
Religionsgemeinschaft spricht, d.a9 hier auf Grund einer
ausdrücklichen Regelung des kompetentiell verantwortlichen
Berliner Landesgesetzgebers keine ausfüllungsbedürftige Lücke
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besteht und die verleihung von Körperschaftsrechten ohneBeachtung der besonderen vorgaben des verfassungsrechtsrestriktiv zu handhaben ist.

2- sie berufen sich für den greltend gemachten Anspruch aufden litortlaut des Art. 1-40 cc 1. v. m. Art. L37 Abs. 5 wRV.weitere, darüber hinausgehende Anforderungen könnten andiesen Anspruch nicht gestertt ralerden, zumar dasBundesverfassungsgericht in äiner die wachtturm-ceselJschaftbetreffenden Entscheidung vom 4. oktober Lg65 festgesterl_that, es stehe der Gesellichaft jederzeit rfrei, einen Antragzu stellenr üIIl dadurch die aechlsstellung einer roiperschaftdes öffentlichen Rechts zu erlangentt lnverrcn 19, seite 135).
Dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom4. oktober i-965 räßt sich indesr -gÄnau betrachtet, nicht mehrals die arrgemeine Aussage entnehmen, daß rhrerRerigionsgemeinschaft prinzipiell die Mögtichkeit desAnspruchs nach Art. i-40 cc, L3, Abs. 5 [{Rv offensteht. ob undinwieweit die Anspruchsvoraussetzungen tatsächlich vorliegen,vrtar nicht der eigentliche bzw. Haupt-prüfgegenstand desdamaligen Verfahrens. Das Bundesverfässung=feii.cnt wolrtezudem jedenfalts nicht die Verleihung des Köipärschaftsstatus
!e]9s! aussprechen, wovon bezeichnenderweise auch rhreReligionsgemeinschaft in den vergangenen drei Jahrzehntenselbst stets ausgegangen ist. thr anlrag bemißt sich daherarrein nach den xriterien des Art. 14o GG, L3T Abs. 5 wRV,wobei dafür allerdings ein verbandliches statut, der Nachweisfür eine relevante Mitgriederzahl sowie die 'Gewähr derDauerrr nicht ausreichen, sondern vielmehr außerdem verrangtiqt, daß die Antragstellerin ein positives una zumindestnicht distanziert-abrehnendes crunäverhättnis zu unseremstaat hat. Denn anders als in bezug auf die eigentlichenGlaubensfragenr Iüo die Religionsfreiheit insoweit durchausauch ein tendenziell negatives Staatsverständnis erlaubt,
kann doch begriffsnotwendig nur solche Gruppierung den statuseiner nKörperschaft des -orfenttichen neChts" beanspruchenbzw. einnehmen, die auch zur übernahme st,aatlicher oder
zumindest öffentlicher Träger-schaft und Verantwortung bereitist. Der Anspruch nach A;t. l-40 GG, t-32 Abs. 5 wRV setzt,
daneben voraus, daß die betreffende Religionsgemeinschaft die
zum Kernbestandteil des Grundgesetzes zählenden Normen desDemokratie- und des Toleranzprinzips bejaht. und zhrargebietet solches eine verfassungxonfoirne auilegung des Art,.
l-4o cc. Diese verfassungsnorm kann nicht losgelöst von den
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übrigen Bestimmungen des Grundqesetzes gesehen werden und istvierrnehr Bestandteil dersel_ben. sid ist inf olgedesseninsbesondere von den in Art. 20 cc verankerten wesentlichenELementen unserer demokratischen Grundordnung (vgl. Art. 79Ab?. -3 "s)-, 
gep.5ägt 

- 
und durchwj-rkt. girie ' {eliqionsge_meinschaft, die über den Rahmen der (privaten) religiösenGlaubensbetäti_gung hinaustreten und als öffentlich-rechtlicheKörperschaft fungieren wilr, muß desharb in uezuq auf dasToreranz- und das Demokratiegebot, ein trindesirn;ß -;; ge jahdgerkennen lassen.

rhr Einwand 1n der stelrungnahme vom zo. Januar 1993, solcheErfordernisse beinhalteten eine unzulässigÄ -l'"rÄat"1iche
Qualitätskontrorferr, indem die velteihung desKörperschaftsrechts von einer besonderenrrAnerkennungswürdigkeitr abhängig gemacht werde, vermag dem-gegenüber nicht zu greifen. nenn Oie genannten Erfordernissebeinhal-terr keine innattticne eewertung von Religion oderRerigionsausübung, sie zielen erst recht nicht auf eineunterschiedliche Behandlung von Religionsgemeirrschaften ab.Ebenso wenig überzeugt der Einwand, aLg aüt diese liteise di;Trennung zwischen staat und Kirche durchbrochen bzw,unzulässig aufgehoben werde. Denn der Anspruch nach Art. 140GG, L37 Abs. 5 [fRV hat in durchaus genäreller Anerkennungder Trennunq zwischen Kirche und staat gerade einÄausnahmsweise Durchbrechung. dieses Trennungspfinzips zumGegenstand, und zwar dies einzig unä - allein inorganisatori-scher Hinsicht bzw. in nezüg auf die übernahmeöffentlicher Trägerschaft und Verantwortung.

Die Übernahne solcher verantwortung durch Verleihung desStatus einer Körperschaft des öffentlichen Rechts bedeutet,in . übrigen nicht etwa, daß die betreffendeReligionsgemeinschaft nit däm staat in allen seinen
Ausformungen .und Handrungsweisen konform gehen müßte; dieReligionsgemeinschaft l<ann sogar wie in Ihrern FalL staatlichePflichten teilweise gänzlich abLehnen, näm1ich dortr wo diesewie z. B. bei der wehrpflichti ihren grunategenden
Graubenssätzen entgegenstehen. Der übergang von -einer
privatrechtlichen Graubensformation zum status eineröffentlich-rechtlichen Religionskörperschaft bedeutet jedoch
den Eintritt in den Kreis der irn weitesten sinne öffentlichen
Verwaltung und beinhaltet danit die verpflichtung, zv den
el-ementaren staatsbrlrgerrechtlichen Normen des Crundgesetzeseine tendenziel-1 positive Haltung einzunehmen. Hieranbestehen jedoch bezüg1ich rhrer Religionsgemeinschaft
ZweifeI.

1-. zwei-fgl. generelrer Art ergeben sich schon insoweit, alsrhre Religionsgemeinschaft nach der von ihr vorgenommenen
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Exegese von Römer l-3 den staat rwie satan, a1s von Gott nurzugelassenrt ansieht, d.. h . zlt diesem ein strukturerrnegatives Grundverständnis hat (vgl. Hutten, nseher, Grübler,Enthusiastentr, !?. Auflage.1982, seite L32). rnre nintassung,die Mitgli.eder, .rhrer. neligionsgeneinschaft wären Aämgegenüberjeder_ obrigkeit uneingesönranit untertan, sie würdän daherstaatliches Handeln und staatliche eewait in jeder ihrerAusprägungen anerkennen, steht dieser reststeflung nichtentgegen. Diese Einlassung besagt vielmehr nicht mehr, alsdaß rhre Religionsgemeinschaft staatliche Formation undGewaltausübung, in welcher Gestalt diese auch immer auftritt,lediglich respekt,iert, arso dazu ein tendenziell eherpassi-v-duldendes ats aktiv-bejahendes Verhältnis hat.

4- zweifel ergeben sich weiter irn Hinhlick auf dasToleranzgebot, das zu den tragenden pfeilern unseresverfassungssysterns zählt. Denn rhre Rerigionsgemeinschaftrehnt in verhältnis zu anderen Religionsgenleinsin.rten jeoeForm des Miteinander äb, indem sie ihren retigi6senAusschließlichke-itsanspruch dahin auslegt, daß jeöricnä
Kontakte zu anderen ReligionsgemeJ-nschaften zu unterlassensind. so lehnt sie es beispiersweise äb, im Rahmen desökumenischen Rats mit den anderen christli'cnen Kirchen undReligionsgemeinschaften zusammenzuarbeiten. rhreReligionsgemeinschaft verweigert sich außerdem bekanntlichz. B. dem Angebot, in der in Bertin seit 40 Jahren aktivenrArbeitsgemeinschaft für Kirchen und Religion=g"u"ftrchaftenrr
(AKR) mj-tzuarbeiten. Mag auch diese Haltung füi sich gienommennicht die Ablehnung des Antrages nach Art. l_40 cc arreine
begrtinden bzw. tragen zu können, so kommt dem doch jedenfalls
indizierle Bedeutung züt zumar sich diese Haltung äinrugt indas generell von Ablehnung gezeichnete Außenvernättnis threr
Re1 igi onsgemeinschaf t .

5. Die Ablehnung rhres Antrags stützt sich vor arlem aber aufdas Denokratiegebot unserer Verfassungr, weil rhreReligionsgemeinschaft bezüglich deren Mitgrieder sowohl dasaktive wie das passive währrecht ablehni. zwar haben siedies in rhrer,stel-rungnahme vom 20. Januar l-993 generell in
Abrede gestelltt dem stehen jedoch nicht nur gägenräufige
Außerungen von Mitgriedern bzw. von ehemaligen I,titgtieceinrhrer Religionsgemeinschaft entgegen, sondein insbäsondere
auch das Faktum, daß offenbar keines rhrer Mitglied.er sitz
und stimme in einem kommunalen oder Landes-parlam-ent hat.
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unserer ausdrücklichen Aufforderung, gegebenenfarrs sorchePersonen z1) benennen oder wenigstens neispiele aufzuführenfür die Beteiligung an nurgeiinitiativeri oa"r---annti"n"r,geserlschaftlich-politischen Axtivitaten, sind sie nichtnachgekommen. Dengegenüber verwiesen sie darauf, daß esZeugen Jehovas durchaus auglr als Mitglied in Arziekanmern,Rechtsanwaltkammern und ähnlichen Einrichtungen gebe. Hierbeihandel-t sich jedoch erkennbar nur um tac-nric-ne (Berufs-)Vertretungen, die überdies in der Regel zhrang[s-mitgliedschaftlichen charakter habenr so daß es auf dieBereitschaft zur aktiven Mitarbeit jeweils nicht ant<ommt.Auch der weitere Hinweis auf die neuerdings hohe Nicht-Beteiligung an wahren zum Bundestag und zu den Landt.agen,rrtoran, wie sie. geltend machen, si-chtbar werde, daß dieHaltung Ihrer J'{itglieder sograr von wej-ten Bevölkerungsteilen
9.r Bundesrepublik geteitt wird, vermaq nicht zu überzeugen.Der Hinweis bestätigt vielmehr gerade däs Vorliegen einer-dasaktive hlahlrecht ablehnenden Position. Die Teil"nahne an ilerpolitischen hlillensbildung durch Ausübung des aktiven wie despassiven !{ahl-rechts gehört aber zu den elementaren prinzipien
unserer demokratischen Grundordnung. Läßt sich daraus auchnicht etwa ein generelles tr{uß zur t'litgfieaschaft in partej-en
herleiten, so muß doch umgekehrt jeaenfatts gelten, daß diegenerelre Ablehnung .einer Mi{wirkung am poritischen
hlillensbildungsprozeß nicht mit dem StatuÄ einer ö-frentlichenKörperschaft gernäß Art. l_40 cG vereinbar ist.
6 . Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid ist die Krage vor demVerwaltungsgericht zulässig. sie ist innerhalb eines Monatsnach. zuqanq dieses Bescheides bei dem verwaltungsgerichtBerrin, Hardenbergstraße 2L-24, Looo Berlin L2 scfrrirtticnoder zur Niederschrift des urkundsbearnten einzulegen. DerKrageschrift sol1 eine Abschrift beigefügt werden. oie Klageist gegen das Land Berrin, -verlreten durch alie
senatsverwaltung für Kulturelle Angelegenheiten r zIJ richten.
Maßgebrich für die Rechtzeitigkeit der Krage ist derZeitpunkt des Eingangs der Klageschrift bei dem verwaltungs-gericht.

Mit freundlichen Grtißen
^A(/ ^&(t___.

Dr. \rlinfried SühIo
Staatssekretär


